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			Festnahme mit Fragezeichen

			Sieben Kolumbianer unter Verdacht, „Reifenaufschlitzer“ zu sein
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			Staatsanwalt Carlos Stornelli ordnete die Festnahme an. (Foto: prensa.gba.gov.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) - Für Aufsehen sorgte am Montag die Festnahme von sieben kolumbianischen Staatsbürgern in der Nähe des Flughafens Aeroparque in Buenos Aires. Gegen 1 Uhr Mittag setzte eine Einsatzgruppe des Staatsanwalts Carlos Stornelli die Männer fest, die im Verdacht stehen, zu einer Bande von sogenannten Reifenaufstechern („pincharruedas“) zu gehören. 

			Sie wurden an der Kreuzung der Straßen „Salguero“ und „Avenida Costanera“ gestellt, als sie nach Ansicht der Ermittler im Begriff waren, mit drei Autos und zwei Motorrädern ein Opferfahrzeug in die Zange zu nehmen. Die Motorradfahrer sowie eines der mutmaßlichen Täterfahrzeuge konnten entkommen. Die Ordnungshüter eröffneten das Feuer auf die Flüchtenden, die sich aber offenbar nicht mit Schüssen zur Wehr setzten. Auch wurden später bei den sieben Festgenommenen keine Schusswaffen gefunden. 

			Allerdings haben vier der verhafteten Männer Vorstrafen wegen Raubüberfällen aufzuweisen. Dennoch konnten sie offenbar mit Touristenvisa im Land bleiben. Die Personenüberprüfung ergab  des Weiteren Unregelmäßigkeiten, was den Aufenthaltsstatus der anderen Beteiligten betrifft: Bei zwei Männern ist völlig unklar, wie sie überhaupt ins Land gekommen sind. Ein weiterer reiste 2010 als Tourist ein und blieb dann nach Ablauf des Touristenvisums illegal im Land.

			Einer der festgenommenen Männer wird mit dem Überfall auf den Journalisten Alfredo Leuco vor knapp einem Jahr auf der Avenida de Mayo in Verbindung gebracht. Auch fanden die Ermittler bei den Festgenommenen Werkzeuge, die geeignet sind, Autoreifen aufzuschlitzen. 

			Ramiro Rúa, der Anwalt von vier der Festgenommenen, verteidigte seine Mandanten mit dem Hinweis, dass diese weder Schusswaffen bei sich geführt, noch sonstigen Widerstand geleistet hätten. Sie hätten an einer Verkehrsampel gewartet, als sich die Beamten näherten und Waffen auf sie richteten. Seine Mandaten würden stigmatisiert, da sie Kolumbianer seien, argumentierte der Anwalt.

			Für Staatsanwalt Stornelli stellt sich der Sachverhalt anders dar: Es sei gelungen, eine Bande von „Reifenaufstechern“ zu ertappen, die kurz davor gewesen sei, ein Auto anzuhalten und auszurauben. Dies muss nun aber erst einmal die Untersuchung zeigen.

			Derweil heizte Sicherheitsstaatssekretär Sergio Berni die Diskussion um die Abschiebung straffällig gewordener Ausländer noch einmal an. Diese bezeichnete er als „Virus, von dem das Land befallen“ sei. In der Vorwoche hatte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner angekündigt, kriminelle Nicht-Argentinier des Landes verweisen zu wollen (wir berichteten).
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			Zweifel an Cristinas Anwaltstitel

			Jurist Sabsay: CFK interpretiert Prozessrechtsreform falsch
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			Wurden Cristina beim Studium einige Scheine geschenkt? (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/jea) - Der bekannte Anwalt Daniel Sabsay, der sich besonders auf Verfassungsfragen spezialisiert, meldete in der Vorwoche beim IDEA-Kolloquium Zweifel an, dass Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner einen echten Anwaltstitel habe.

			Schon 2007 war die Staatschefin in dieser Sache angeklagt worden. Damals bescheinigte die Universität La Plata, dass sie im Oktober 1989 ihre Studien abgeschlossen und den Anwaltstitel am 10. Dezember des gleichen Jahres erhalten habe. Daraufhin wurde das Verfahren von dem als regierungsfreundlich geltenden Richter Norberto Oyarbide eingestellt. 

			Cristina ist ebenfalls im Register der Anwälte der Provinz Santa Cruz eingetragen, aber nicht im Anwaltskollegium, das es es in jener Provinz nicht gibt (die einzige in der dies der Fall ist). Doch als Anwältin hat sie tatsächlich nie gearbeitet. Ihre Aussage bei einem Vortrag in der US-Universität Harvard, dass sie ihr Vermögen als „erfolgreiche Anwältin“ gemacht habe, kann somit nicht stimmen. 

			Indes bestehen Zweifel über den Abschluss ihrer Studien. Es heißt, ihr fehlten einige Fächer, die ihr „geschenkt“ worden seien, mit dem Argument, dass sie politisch verfolgt worden sei und sie mit ihrem Ehemann Néstor Kirchner nach Santa Cruz habe flüchten müssen. 

			Sabsay hat auf alle Fälle recht, wenn er Cristinas juristische Kenntnisse bezweifelt und in diesem Zusammenhang auf ihre falsche Interpretation der Reform des Strafprozessrechts hinweist. Das bezieht sich besonders auf die geplante Ausweisung von straffällig gewordenen Ausländern, die laut Text dieses Projektes nicht entfernt so einfach ist, wie CFK es dargestellt hat. 

			Viel gravierender ist jedoch, dass die Präsidentin und vorher auch ihr verstorbener Gatte eine politisch gefärbte und objektiv falsche Auffassung der Verfassung und der Rechtsordnung haben.

		

	
		
			Argentinien

			[image: 11801.png]

			Festnahme mit Fragezeichen

			Sieben Kolumbianer unter Verdacht, „Reifenaufschlitzer“ zu sein
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			Ex-Polizeichef Miguel Etchecolatz. (Foto: infojusnoticias.gob.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) - Für Aufsehen sorgte am Montag die Festnahme von sieben kolumbianischen Staatsbürgern in der Nähe des Flughafens Aeroparque in Buenos Aires. Gegen 1 Uhr Mittag setzte eine Einsatzgruppe des Staatsanwalts Carlos Stornelli die Männer fest, die im Verdacht stehen, zu einer Bande von sogenannten Reifenaufstechern („pincharruedas“) zu gehören. 

			Sie wurden an der Kreuzung der Straßen „Salguero“ und „Avenida Costanera“ gestellt, als sie nach Ansicht der Ermittler im Begriff waren, mit drei Autos und zwei Motorrädern ein Opferfahrzeug in die Zange zu nehmen. Die Motorradfahrer sowie eines der mutmaßlichen Täterfahrzeuge konnten entkommen. Die Ordnungshüter eröffneten das Feuer auf die Flüchtenden, die sich aber offenbar nicht mit Schüssen zur Wehr setzten. Auch wurden später bei den sieben Festgenommenen keine Schusswaffen gefunden. 

			Allerdings haben vier der verhafteten Männer Vorstrafen wegen Raubüberfällen aufzuweisen. Dennoch konnten sie offenbar mit Touristenvisa im Land bleiben. Die Personenüberprüfung ergab  des Weiteren Unregelmäßigkeiten, was den Aufenthaltsstatus der anderen Beteiligten betrifft: Bei zwei Männern ist völlig unklar, wie sie überhaupt ins Land gekommen sind. Ein weiterer reiste 2010 als Tourist ein und blieb dann nach Ablauf des Touristenvisums illegal im Land.

			Einer der festgenommenen Männer wird mit dem Überfall auf den Journalisten Alfredo Leuco vor knapp einem Jahr auf der Avenida de Mayo in Verbindung gebracht. Auch fanden die Ermittler bei den Festgenommenen Werkzeuge, die geeignet sind, Autoreifen aufzuschlitzen. 

			Ramiro Rúa, der Anwalt von vier der Festgenommenen, verteidigte seine Mandanten mit dem Hinweis, dass diese weder Schusswaffen bei sich geführt, noch sonstigen Widerstand geleistet hätten. Sie hätten an einer Verkehrsampel gewartet, als sich die Beamten näherten und Waffen auf sie richteten. Seine Mandaten würden stigmatisiert, da sie Kolumbianer seien, argumentierte der Anwalt.

			Für Staatsanwalt Stornelli stellt sich der Sachverhalt anders dar: Es sei gelungen, eine Bande von „Reifenaufstechern“ zu ertappen, die kurz davor gewesen sei, ein Auto anzuhalten und auszurauben. Dies muss nun aber erst einmal die Untersuchung zeigen.

			Derweil heizte Sicherheitsstaatssekretär Sergio Berni die Diskussion um die Abschiebung straffällig gewordener Ausländer noch einmal an. Diese bezeichnete er als „Virus, von dem das Land befallen“ sei. In der Vorwoche hatte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner angekündigt, kriminelle Nicht-Argentinier des Landes verweisen zu wollen (wir berichteten).
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			Die Woche in Argentinien

			Immer mehr Häftlinge

			Die Zahl von Häftlingen in Bundesgefängnissen war noch nie so hoch wie gegenwärtig: Wie der Justizvollzugsdienst mitteilte, waren es Anfang dieses Monats 10.322 Menschen, die ihre Strafen in Strafanstalten verbüßten, die der Zuständigkeit des Bundesstaates unterstehen. Dies entspricht einer Zunahme um 14 Prozent allein in den vergangenen sieben Jahren. Nicht in dieser Statistik erfasst sind Häftlinge, die in Provinzgefängnissen oder Polizeikommissariaten einsitzen. 40,3 Prozent der Strafgefangenen in Bundesgefängnissen haben sich Eigentumsdelikten schuldig gemacht. 29,2 Prozent sitzen wegen Drogendelikten, 18,4 Prozent wegen Gewalt gegen Mitmenschen, wozu auch sexuelle Delikte zählen. Gemessen an der Zunahme der Gesamtbevölkerung vergrößerte sich die Zahl der Strafgefangenen in überproportionaler Weise: Nahm die Bevölkerung zwischen den Volkszählungen 2001 und 2010 um 10,6 Prozent zu (von 36,2 auf 40,1 Millionen), betrug der Zuwachs der Bundeshäftlinge 20,9 Prozent (von 7872 auf 9528). Der Justizvollzugsdienst kritisierte, dass der „alarmierend“ hohen Zahl von Häftlingen nicht in geeigneter Weise begegnet werde. Die Behörde forderte eine „signifikante“ Kapazitätserweiterung der Haftanstalten ein.

			AFIP will Vermieter kontrollieren

			Die AFIP will touristischen Vermietern auf den Zahn fühlen. Wie die Steuerbehörde mitteilte, müssen sich all diejenigen, die Wohnungen oder Zimmer an Gäste vermieten, in einem neuen, für diesen Zweck geschaffenen Verzeichnis online anmelden. Dort sind dann alle Vermietungen laufend anzugeben. Die Maßnahme greift ab dem 1. März des kommenden Jahres. Ziel sei es, der Steuerhinterziehung entgegenzuwirken, begründete die AFIP. Die Vermieter können sich auf der Internetseite der Steuerbehörde (www.afip.gob.ar) unter Verwendung ihres Steuer-Passwortes („clave fiscal“) einloggen und unter der Option „Befristete Vermietungen“ („locaciones temporarias“) die entsprechenden Angaben machen. Sollten die Betroffenen der Aufforderung nicht Folge leisten, ist mit Sanktionen und Ermittlungen zu rechnen, mahnt die AFIP an. Die Neuerung bezieht sich auf möblierte Unterkünfte, die für einen Zeitraum von mindestens einem Tag und maximal sechs Monaten vermietet werden. Während die argentinische Tourismuskammer den Schritt begrüßte, da so eine Gleichstellung mit dem Hotelgewerbe hergestellt werde, gab es seitens der Immobilienbranche Kritik. Die seit den Devisenrestriktionen der Regierung kriselnde Branche fürchtet weitere Einbußen.

			Anormal starker Regen

			Am Mittwoch setzte in der Bundeshauptstadt, der Umgebung und weiten Gebieten der Provinz Buenos Aires, ein intensiver Regen ein, begleitet mit Sturmwind. Dies zwang über tausend Menschen, ihre Wohnungen zu verlassen. Die Stromversorgung bei zirka 200.000 Haushalten wurde unterbrochen, Straßen überschwemmt, was den Verkehr teilweise unmöglich machte. Auch eine Brücke wurde teilweise zerstört. In der Stadt regnete es in weniger als 24 Stunden 132 Millimeter, mehr als der historische Durchschnitt für ganz Oktober von 119 mm. Der Wind erreichte in der Bundeshauptstadt eine Geschwindigkeit von 85 km pro Stunde, was über 100 Bäume umlegte. In der Provinz betrug die Windgeschwindigkeit teilweise 120 Stundenkilometer, und in Bragado, 217 Kilometer von der Bundeshauptstadt entfernt, zerstörte der Sturm 40 Wohnungen, ebenfalls einen Supermarkt, wobei die Hälfte der Stadt kein Licht hatte, ein Teil davon auch kein fließendes Wasser. Zuvor hatte es mehrere Hitzetage in Buenos Aires gegeben. Am Montag erreichte das Thermometer 35,2 Grad, was einen historischen Höchstwert darstellt.

			Erdgas-Arbeiter wollen streiken

			In Patagonien braut sich ein Streik der Erdgas-Arbeiter zusammen. Die Gewerkschaftsverbände der Provinzen Neuquén, Río Negro, La Pampa, Chubut und Santa Cruz drohen mit einer 24-stündigen Arbeitsniederlegung am 6. November für den Fall, dass die Nationalregierung ihren Forderungen nicht entspricht. Dabei geht es vor allem um eine Anpassung der Freibeträge von der Gewinnsteuer. Von dieser Abgabe sind angesichts von inflationsbedingten Gehaltsanpassungen immer mehr Arbeiter betroffen. „Die Gewinnsteuer tangiert uns jedes Mal mehr“, beklagte der Gewerkschaftssekretär von Chubut, Jorge Ávila. Nach erfolglosen Gesprächen mit Kabinettschef Jorge Capitanich, Planungsminister Julio De Vido und Wirtschaftsminister Axel Kicillof sehe man nun keine andere Möglichkeit mehr, als zu streiken. Sollte die Maßnahme am 6. November nicht fruchten, könnten weitere, dann längere Streiks im Lauf des Novembers folgen, drohte Ávila. Ein Ausstand der Erdgas-Arbeit dürfte Schwierigkeiten für die Energieversorgung im ganzen Land mit sich bringen. 

			Ausbau der U-Bahn

			Die Hauptstadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri war schon in der Vergangenheit bestrebt, Einweihungen wichtiger öffentlicher Bauwerke zeitlich so zu platzieren, dass sie im Vorfeld von Wahlen stattfinden. Auch für das kommende Jahr, in dessen Verlauf die Präsidentschafts- und Parlamentswahlen anstehen, hat Macri entsprechend geplant: So sollen im Mai die neuen U-Bahn-Stationen „Córdoba“ und „Las Heras“ dem Verkehr übergeben werden. Zwei Monate später soll dann die Haltestelle „Santa Fe“ folgen. Die neuen U-Bahnhöfe gehören zur Linie H, die unterhalb der Straßen „Jujuy“ bzw. „Pueyrredón“ verläuft. Der südliche Endpunkt ist derzeit die Station „Hospitales“ im Stadtteil Parque Patricios. Im Norden reicht die Linie bislang bis „Corrientes“ im Stadtteil Once. Durch die Erweiterung führt die U-Bahn („subte“) dann bis Recoleta. Wichtig ist vor allem die geplante Station „Santa Fe“. Denn hier entsteht ein Knotenpunkt mit der Linie D, die zwischen Belgrano und der Plaza de Mayo pendelt. Für die nähere Zukunft sind weitere Ausbaumaßnahmen für die Linie H geplant: Im Süden sollen bis 2018 die Stationen „Sáenz“ und „Pompeya“ entstehen. Im Norden ist für 2016 die Einweihung der Station „Facultad de Derecho“ angepeilt. Die Gesamtkosten für die Erweiterung betragen 4,65 Milliarden Pesos. (AT/mc/jea) 
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			Pressefreiheit im Visier

			Je näher die Vorkandidatenwahl im August und die Präsidenten- und allgemeinen Wahlen im Oktober 2015 rücken, desto intensiver bekämpft die Regierung die Presse- und Meinungsfreiheit in Argentinien. Regierungshörige Medien werden subventioniert: sie erhalten etwa 80 Prozent aller Zuschüsse, werden aber nur von rund zwanzig Prozent gehört, gelesen und gesehen. Regierungspropaganda interessiert das Publikum im Hörfunk, Fernsehen und der geschriebenen Presse überhaupt nicht. Jeder Hörer, Zuschauer und Leser, soweit ihn überhaupt das politische Geschehen anspricht, sucht unabhängige Medien, die von der Regierung als oppositionell eingestuft und bisweilen auch verfolgt werden. Der Kampf der Regierung gegen den Medienkonzern „Clarín“, der die gleichnamige Tageszeitung herausgibt und mehrere Hörfunk- und Fernsehsender im ganzen Land unterhält, wird von der Regierung durch das sogenannte Mediengesetz verfolgt, das sich auf den Hörfunk und das Fernsehen beschränkt, ohne sich auf die geschriebene Presse zu beziehen. Die beiden Zeitungen „Clarín“ und „La Nación“, die unabhängig sind, haben einen maßgebenden Einfluss auf die Tagesthemen der Politik und Wirtschaft, ohne dass es der Regierung gelingt, sie zu gängeln oder ihnen zu diktieren, worüber sie zu schreiben haben oder welche Themen sie unter den Teppich fegen sollen. 

			Unlängst wurde kolportiert, dass der unabhängige Hörfunkjournalist Marcelo Longobardi, der morgens in Radio Mitre zu hören ist und der Regierung als unabhängiger Journalist kritisch gegenüber steht, überfallen wurde. Er wurde auf einer Straße im ansonsten ruhigen Viertel Barrio Parque in Palermo von einem Angreifer umgestoßen, und seine Uhr wurde geraubt. Der Überfall wurde in unabhängigen Medien, insbesondere vom Journalisten Jorge Lanata, als Angriff auf die Meinungsfreiheit moniert, was sicherlich zutrifft, und als Warnung seitens regierungshöriger Gewaltmenschen ausgelegt. Wer die Auftraggeber des Überfalls waren, ist freilich unbekannt, aber der Fall wirft dunkle Schatten auf die Meinungsfreiheit im Zeichen der kommenden Wahlen, verbleiben doch noch knapp über 400 Tage bis zum Ende der Regierung Cristina Kirchners. 

			Der Regierung, die die Presse- und Meinungsfreiheit stets als ein unabdingbares Menschenrecht in einer demokratischen Gesellschaft darstellt, schweigt und lässt geschehen. Ihr Kampf gegen den Medienkonzern „Clarín“ wurde unlängst wieder vom Chef der Aufsichtsbehörde des Hörfunks und Fernsehens, bekannt als AFSCA im spanischen Kürzel, Martín Sabatella, aufgenommen. „Clarín“ hatte der Behörde ein Plan vorgelegt, der eine Aufteilung des Konzerns in sechs unabhängige Gesellschaften vorsah. Sabatella kritisierte den Vorschlag, ohne die anderen Mitglieder der Behörde, darunter zwei der Opposition, vorher zu unterrichten. Sabatella hatte sich vorher im Fernsehen während einer Rede als Kirchnerist dargestellt, obwohl er einer anderen Partei zugehörte. Das war ein eindeutiger Verstoß gegen die Neutralitätspflicht, die sein Amt mit sich bringt. Der Fall „Clarín“ dürfte gelegentlich von den Gerichten entschieden werden. Der Schlag gegen die Meinungsfreiheit war allzu deutlich. Andere mögen folgen, insbesondere nach dem kommenden Sommer, wenn die Nachfolge der Präsidentin im Mittelpunkt des Wahlkampfes stehen wird. Leidtragende dürften unter anderen unabhängige Journalisten und Presseorgane werden.
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			Ente statt Wende

			Von Stefan Kuhn

			Sie gilt schon vor dem Urnengang als eine der langweiligsten Wahlen in der jüngeren US-Geschichte. Am Dienstag sind die US-Bürger aufgerufen, ein neues Repräsentantenhaus zu wählen sowie ein Drittel der Senatsabgeordneten. Zudem stehen 36 der 53 Gouverneurs- und mehr als 170 Bürgermeisterposten zur Wahl. In einigen Bundesstaaten gibt es zusätzlich Referenden über die Legalisierung von Cannabis, der Anhebung des Mindestlohns, Waffenbesitz und Abtreibungsfragen.

			Als langweilig gelten die Wahlen in der US-Presse, weil es kein echtes Wahlthema gibt. Vor vier Jahren war das noch anders. Damals machten Republikaner und Tea Party-Beweguung den Urnengang zum Referendum über die Gesundheitsreform des demokratischen US-Präsidenten Barack Obama.

			Für Obama könnten die kommenden Wahlen zum absoluten Desaster werden. Der Präsident hat schon jetzt wenig politischen Spielraum, weil die Republikaner das Repräsentantenhaus beherrschen und, von der Tea Party getrieben, eine Blockadepolitik betreiben. Jetzt könnten sie auch noch den Senat erobern, in dem die Demokraten 53 der 100 Sitze halten. Die Chancen für die Konservativen stehen nicht schlecht, denn die Zustimmungsrate für die Amtsführung des Präsidenten liegt nur noch knapp über 40 Prozent. Da die „Midterms“, die Wahlen nach der Hälfte der Amtszeit eines Präsidenten, in der Regel zum Protest genutzt werden sieht es düster aus für Obama. Die letzten zwei Jahre im Weißen Haus dürften nicht angenehm für den Präsidenten werden.

			Negativ für die Demokraten könnte sich auch die niedrige Wahlbeteiligung auswirken. Sie liegt bei den Zwischenwahlen grundsätzlich 10 bis 15 Prozent unter den Präsidentschaftswahlen. Vor zwei Jahren wurde bei der Wiederwahl von Obama ein Wert von 57 Prozent erreicht, der höchste seit vier Jahrzehnten. Es wäre nicht sonderlich überraschend, wenn die Wahlbeteiligung am Dienstag unter der 40-Prozent-Marke läge. Eine niedrige Teilnahme bedeutet in den USA in der Regel einen Vorteil für die Republikaner, deren Wählerschaft ihr Wahlrecht konsequenter wahrnimmt als etwa Afroamerikaner oder Hispanics, die mit großer Mehrheit für die Demokraten stimmen.

			Den Republikanern spielt auch das laut Umfragen wichtigste Wahlthema in die Hände. Den US-Bürgern machen derzeit vor allem die Terrormiliz Islamischer Staat und die Ebola-Epidemie Sorgen. Und in Fragen der Sicherheit wird der Grand Old Party (GOP) mehr Kompetenz eingeräumt als den Demokraten.

			Barack Obama wird nach den Wahlen wohl zur „Lame Duck“, zur Lahmen Ente. So wird im politischen Jargon der USA ein Präsident genannt, der nichts mehr bewirken kann. Theoretisch könnte er mit dem Kongress verhandeln, sich für politische Projekte Mehrheiten suchen, aber das ist ein fast aussichtsloses Unterfangen. Seit den Midterms vor vier Jahren, als die Demokraten die Mehrheit im Repräsentantenhaus verloren haben, blockiert und boykottiert der politische Gegner. Dabei geht es hauptsächlich um Obamas Gesundheitsreform, die jedem US-Bürger eine Krankenversicherung verschaffen sollte. Für viele US-Bürger kam dies einem sozialistischen Umsturz gleich.

			Die Republikaner haben bereits angekündigt, auch nach den Wahlen ihre Blockadepolitik weiterzuführen. Sie können mit Mehrheiten in beiden Häusern des Kongresses aber auch eigene Gesetzesprojekte verabschieden. Obamas Macht würde sich dann auf sein Vetorecht beschränken.
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			Randglossen

			In dem Gesetzesvorschlag der Regierung über ein neues Strafprozessbuch ist die Möglichkeit vorgesehen, Ausländer, die auf frischer Tat ertappt werden, des Landes zu verweisen. Der Zufall wollte es, dass sieben Kolumbianer in drei Autos und einem Motorrad das Auto des Staatsanwalts Carlos Stornelli auf der Autobahn Illia angriffen. Dieser konnte aber von seinen Begleitern befreit wurden. Sieben Kolumbianer wurden von der Polizei verhaftet. Angeblich hatten sie sich geirrt, da sie ein anderes Auto im Visier hatten. Sicherheitssekretär Sergio Berni nahm den Vorfall auf und beharrte auf seiner These, ausländische Verbrecher des Landes zu verweisen. Im Regierungslager sprachen sich mehrere Vertreter wütend dagegen aus. Die bevorstehende parlamentarische Diskussion mag den Disput klären, derweil sich die Gewaltszene in Argentinien zuspitzt und die Angst vor Mord und Raub zunimmt.

			Nicht einmal die Statuen von bekannten Personen des Sports und der Kultur, die in der Bundeshauptstadt aufgestellt wurden, sind von Vandalen geschützt. Der Statue der besten argentinischen Tennisspielerin Gabriela Sabatini etwa wurde ihr Schläger abgenommen. Ähnlichem Vandalismus fielen auch andere Monumente aus wertvollem Metall zum Opfer. Die Stadtverwaltung musste sich längst dem Vandalismus beugen, indem sie zahlreiche öffentliche Plätze mit Gittern verschloss, die jetzt nachts nicht mehr zugänglich sind. Aber immerhin können dadurch Vandalen die Monumente auf den Plätzen nicht verstümmeln, um Metall zu stehlen, das sie am Schwarzmarkt verramschen. All das ergänzt ein Bild der allgemeinen Unsicherheit, von der das Land in früheren ungleich friedlicheren Zeiten verschont wurde.

			Natürlich ist die niedrige Beteiligung an Landtagswahlen im Osten Deutschlands ein Skandal. Verglichen mit den US-Bürgern sind die Ostdeutschen noch lange nicht politikverdrossen. Wenn in Thüringen und in Texas jeweils 50 Prozent an die Urnen gehen, tut das in beiden Ländern die Hälfte der Wahlberechtigten. Gut, in Deutschland hat man höhere Ansprüche, dort wäre das Glas halb leer und in Texas halb voll. Dabei verhält es sich eher umgekehrt. In Thüringen ist jeder deutsche Staatsbürger wahlberechtigt, der dort seinen Wohnsitz hat, in Texas US-Bürger, die sich dort in ein Wahlregister eintragen. Das tun etwa vier Fünftel derer, die dazu berechtigt wären. Bei einer realen Wahlbeteiligung von etwa 40 Prozent, wäre „halb leer“ übertriebener Optimismus.

			Skurrile Steuern gab und gibt es überall auf der Welt. Wenn der Staat oder Kommunen Geld brauchen, sind sie äußerst einfallsreich. Häufig ging es dabei aber nicht nur ums schnöde Geld, sondern um einen ganz klaren Zweck. Mit der Hundesteuer, die auch heute noch von fast allen deutschen Kommunen erhoben wird, sollte die Zahl der Hunde begrenzt werden. Russland wollte mit einer hohen Bartsteuer im 17. Jahrhundert dem Land ein europäisches Antlitz geben. Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban will derzeit eine Internetsteuer einführen, die fürs Herunter- und Hochladen gelten soll. Der Zweck ist offensichtlich, schließlich ist das Netz, das einzige Medium, das er noch nicht kontrolliert. Nur mit dem Protest der Bürger hat der Autokrat nicht gerechnet, dieser geht von ganz links bis ganz rechts.

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,515, 0,18% über der Vortwoche und um 30,50% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 27,38 Mrd gegen u$s 27,45 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.14 bei $ 8,732, zum 31.03.15 bei $ 9,33 und zum 30.06.15 bei $ 10,06. Der Terminkurs per Oktober 2015 enthält einen Jahreszinsstaz von 29,28%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,53. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 3,05% und lag 89,69 % über Ende 2013.

			***

			Par-Bonds in Pesos stiegn in einer Woche 1,11%, und gegenüber Ende 2013 21,33%. Discount-Bonds in Peso gewannen zur Vorwoche 1,96% und ab Ende Dezember 2013  26,78%. Boden 2015 stiegen in einer Woche 1,51%, lagen jedoch mit 6,23% im Minus gegenüber Ende 2013, und Global 2017 Arg. gewannen in einer Woche 1,15%,  verloren jedoch 4,35% im Laufe des Jahres..

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 221,45 (Vorwoche $ 224,85) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 316,36 (Vorwoche $ 321,21).

			***

			Am Donnerstag brachte die Regierung ein Gesetz im Kongress ein, das eine neue Rahmenordnung für Telefonie und Internet schafft, beiläufig aber auch Änderungen bei der Regelung des Kabelfernsehens einführt. Bisher war es den Telefonunternehmen verboten, sich am Fernsehdienst zu beteiligen, was in der Praxis jedoch nicht eingehalten wurde, da Telefónica schon neun offene Fernsehkanäle unter der Markte Telefé betreibt. Jetzt könnten die Telefonunternehmen sich auch an der Ausschreibung der Kabelfernsehkanäle beteiligen.

			*** 

			Am Mittwoch Abend hat die Deputiertenkammer das neue Gesetz über die Rahmenordnung der Erdöl- und Gaswirtschaft verabschiedet. Das Gesetz wurde stark von der Opposition kritisiert, weil es den Privatunternehmen angeblich zu grosse Vorteile einräume. Indessen wird dabei nicht berücksichtigt, dass es sich bei „Vaca Muerta“, und ebenfalls bei Vorkommen im Hochgebirge oder auf dem Meeresgrund, um hohe Investitonen handelt, die einer langfristigen Amortisationsperiode bedürfen. Das Gesetz ist auf alle Fälle ein Forschritt gegenüber dem bestehenden legalen Zustand, auch wenn es in gewissen Aspekten verbessert werden kann.

			***

			Die Berufungsakammer der Provinz Salta hat bei der Initative der Provinzregierung, Erdölforschungen im Gebiet des Nationalparks Calilegua, Provinz Jujuy, in Verbindung mit einem chinesischen Unternehmen durchzuführen, eine Pause eingesetzt. Eine Gruppe von provinziellen Deputierten der Oppositionspartei UCR hatte diese Initiative wegen Umweltgefährdung vor Gericht beanstandet, doch der zuständige Richter hat die Klage abgelehnt. Erst in zweiter Instanz haben die Kläger sich durchgesetzt.

			***

			Der Investmentfonds von New York, „Owl Creek Asset Management LP“ hat bei argentinischen Bonds im Nennwert von u$s 3,9 Mrd, die aus den Umschuldungsrunden von 2005 und 2010 stammen, die totale Barzahlung gefordert, obwohl diese Bonds bis 2038 laufen. Da die Fälligkeiten dieser Bonds nicht gezahlt wurden, sind sie am Donnerstag in Default geraten. Der Betrag für Zinsen und Amortisationen kann nicht ausgezahlt werden, solange sich die argentinische Regierung weigert, gleichzeitig den Geierfonds u.a. Holdouts zu zahlen, die den jüngsten Prozess gewonnen haben. Wenn Inahber von 25% der bestehenden umgeschuldeten Bonds jetzt Sofortzahlung beantragen, muss laut Emissionsbedigungen gezahlt werden. So lautet die sogenannte „Beschleunigungsklausel“. Ob der Kläger jetzt die Zustimmung weiterer Bondsinhaber erhält, ist einstweilen fraglich. Denn das könnte zu einem neuen Default führen, der auch die umgeschuldeten Bonds umfasst, so dass es sich um einen Neubeginn handelt würde, der den Inhabern von umgeschuldeten Bonds bestimmt nicht konveniert.

			***

			Planungsminister Julio de Vido rechtfertigte den Kauf von elektrischen Strom von Uruguay mit dem Argument, dass es sich um den Überschuss handle, den das Wasserkraftwerk Salto Grande, am Uruguay.Fluss, wegen der anormal hohen Wassermenge des Flusses erzeuge. Die Stromerzeugung entfällt zu gleichen Teilen auf Argentinien und Uruguay; aber diese Land hat jetzt keine Nachfrage für den zusätzlichen Strom, so dass sie ihn an Argentinien abgibt. Dieser Strom ist auf alle Fälle billiger als der von thermischen Kraftwerken, der teure Importe von Dieselöl beansprucht.

			***

			US- Richter Thomas Griesa entschied, dass er nicht befugt sei, die von der Republik Argentinien bei der Bank of New York einbezahlten u$s 539 Mio. zu pfänden, wie es die Geierfonds gefordert hatten, da diese Gelder durch die Inmunitätsakte über ausländische Souveranität, FISA, geschützt sind. Das Geld befindet sich seit drei Monaten in einem Zustand des Limbus (weder Himmel noch Hölle), da es nicht an die Inhaber von 2005 und 2010 umgeschulden Staatsbonds ausgezahlt werden kann, weil Richter Griesa dies an die Bedingung gebunden hat, dass gleichzeitig an die Holdouts gezahlt werde, die den Prozess gewonnen haben, was die argentinische Regierung nicht tun will. Es ist das erste Mal, dass Griesa zu diesem Thema Stellung nimmt.

			***

			Wirtschaftsminister Axel Kiciloff erteilte dem Leiter der ANSeS, Diego Bossio, die Anbweisung, die Mittel des Treuhandfons Procrear, der für die Finanzierung von Sozialwohnungen bestimmt ist, um 80% auf $ 784 Mio. zu erhöhen. Die Mittel stammen aus dem Rentnerfonds, der für die Sicherungder Zahlung von Pensionen und Hinterbliebenrenten geschaffen wurde, der auf diese Weise verwässert wird. Denn die Kredite werden zu einem Zinbssatz erteilt,m der weit unter der Inflation liegt, und haben auch keine Wertberichtigung.

			***

			Das Amt, das sich mit der Eintreibung der Steuereinnahmen befasst, die AFIP, hat am Mittwoch ein multilaterales Abkommen unterzeichnet, das die OECD ausgearbeitet hat, durch das sich 50 Staaten verpflichten, Information über Steuerzahler auszutauschen. AFIP-Direktor Ricardo Echegaray erklärte, mit diesem Abkommen höre das Bankgeheimnis weiltweit auf. Der automatische Austausch soll jedoch erst 2017 beginnen, wobei es sehr auf die Art ankommt, wie der Informationsaustausch vollzogen wird, der noch bestimmt werden muss. Mit der Hälfte der Länder, die sich jetzt dem Abkommen angeschlossen haben, hat Argentinien laut Echegaray schon Abkommen über Informationsaustausch unterzeichnet.

			***

			Präsidentin Cristina Kirchner, weihte am Donnerstag der Vorwoche die Zufahrtstrasse zur Provinzhauptstadt Resistencia ein, dessen Bau 2009 angekündigt, 2010 begonnen und 2011 hätte beendet sein sollen. Die dreijährige Verspätung hat wesentlich zur Kostenerhöhung beigetragen. Die Strasse kosteten schliesslich $ 162 Mio, was $ 102 Mio. mehr als bei Zuteilung veranschlagt worden war. 

			***

			Durch Beschluss 3687 der AFIP wurde bestimmt, dass ab 1. März 2015 diejenigen, die möblierte Wohnungen für bis zu 6 Monate an Ausländer vermieten, der AFIP Bericht erstatten müssen. Sie müssen sich zunächst in ein Register für Immobiliengeschäfte eintragen. Die Massnahme war von den Verbänden der Gastronomieunternehmer und des Tourismus gefordert worden, die in diesen Vermietungen von Wohnungen, bei denen normalerweise keine Steuern gezahlt werden, unlauteren Wettbewerb sehen. 

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat am Donnerstag der Vorwoche einen Bonds in Pesos untergebracht, der an den offiziellen Wechselkurs gebunden ist („dollar linked“) und mit 1,75% jährlich verzinst wird. Der Emissionbestrag betrug umgerechnet u$s 983 Mio, bei Offerten von u$s 1,19 Mrd. Das Interesse an diesem Bond besteht darin, dass mit einer Abwertung des offiziellen Kurses gerechnet wird, die über der internen Inflation liegt.

			***

			Der EMAE-Index des Statistischen Amtes (INDEC), der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, lag im August 2014 um 1,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 0,9% unter Juli 2014.

			***

			Im September 2014 wurden in der Provinz Buenos Aires 9.395 Immobilien notariell übertragen, 6,89% mehr als im August 2014, berichtet der Verband der Notare der Provinz. In 9 Monaten 2014 waren es jedoch nur 63.324 Übertragungen, gegen 105.143 im der gleichen Vorjahresperiode. Der Gesamtwert der Immobilienverkäufe erreichte im September $ 3,35 Mrd, 15,2% mehr als im August.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) nahm in 12 Monaten zum 17. 0ktober 2014 um 21,33% auf $ 407,53 Mrd. zu. In einem Monat betrug die Zunahme 4,35%. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg in 12 Monaten um 24,09% auf $ 766,36 Mrd. Die gesamten Bankdepositen nahmen in der gleichen Periode um 21,04% auf $ 856,97 Mrd. zu, und die gesamten Bankkredite stiegen um 19,72% auf $ 577,36%. Die Kredite machen 67,37% der Depositen aus. Die Differenz ist auf Pflichtreserven und Haltung von Lebac- und Nobacwechseln zurückzuführen. Die Kreditexpansion liegt weit unter der Inflation, die laut verschiedenen Berechnungen etwa 40% jährlich beträgt, so dass sich der Kredit real stark verringert hat, was rezessiv wirkt. 

			***

			Der landwirtschaftliche Sanitätsdienst SENASA berichtet, dass in den ersten 9 Monaten 2014 insgesamt 47,77 Mio. Tonnen landwirtschaftlicher Produkte exportiert wurden, gegen 52,65 Mio. in der gleichen Vorjahresperiode. Nur bei Sojabohne wurde eine Zunahme verzeichnet. Bei Mais betrug der Rückgang 40%, bei Weizen 41%, bei Gerste 18% und bei Sorghum 62%. Bei anderen landwirtschaftlichen Produkten fanden folgende Abnahmen statt: Zucker, 76%; Trauben, 61%; Zitronen, 45%; Zwiebeln, 40%; Kartoffeln, 37%; Tabak, 30%. Nur Baumwolle, mit einer Zunahme von 156%, fällt aus der Reihe.

			***

			Der Marketingexperte Guillermo Oliveto rechnet bis Jahresende mit einem Konsumrückgang von 1,5% bei Artikeln des täglichen Gebrauchs. Für die Shopping Centers dürfte der Konsumrückgang nach seinen Berechnungen um 3%, bei Haushaltsgeräten um 10%, bei Autos um 25% und bei Motorrädern um 30% liegen. Nach einer gerade vorgestellten Studie gab die Hälfte der argentinischen Familien zu, weniger als im Vorjahr zu konsumieren. Nur 10% der Familien beschränken ihr Verbrauch nicht und haben ihre Ausgaben erhöht. 44% kommen nur knapp mit dem verfügbarem Einkommen zurecht. Für 22% reicht das Einkommen bis Monatsende nicht. 

			***

			Auch wenn die Wasserkraftwerke Nestor Kirchner und Jorge Cepernic in der Provinz Santa Cruz gebaut werden, wissen die Stahlunternehmen noch nicht, ob die benötigten 80.000 t Stahl aus hiesigen Werken kommen werden. Es wird befürchtet, dass die Chinesen als Kreditgeber eine Klausel im Vertrag einbauen, demnach der Stahl aus China kommen muss. So ist es mit dem Bau der U-Bahn unter der Bahnlinie Sarmiento geschehen: die brasilianische Entwicklungsbank Bndes machte für die Kreditzusage zur Bedingung, das gesamte Baumaterial aus Brasilien zu importieren. Vorläufig stagniert dieses Projekt, das voraussichtlich nicht durchgeführt wird.

			***

			524 Einheitssteurzahler wurden von der AFIP aus dieser Sonderkategorie gestrichen und im dem Register gestrichen, nachdem festgestellt wurde, dass sie Staatspapiere und Aktien für Beträge gekauft hatten, die weit über ihren angegebenen Einkommen lagen. Die Steuerbehörde hat ihre Kontrollen in den letzten Monaten auf die Einheitssteuerzahler verstärkt.

			***

			Eine Studie des Beratungsburos Ecolatina stellt fest, dass das pro Kopf- Bruttoinlandsprodukt in den vergangenen drei Jahren um 2,5% zurückgegangen ist. Lag Argentinien vor zehn Jahren lateinamerikaweit an der Spitze mit der höchsten Zunahme des pro Kopf-BIP, so liegt das Land aktuell im Vergleich an letzter Stelle. Zwischen 2003 und 2006 wuchs das BIP über den Durchschnitt der Schwellenländern. Zwischen 2007 und 2011 fand eine Konjunturdämpfung statt. In den letzten drei Jahren fiel der BIP stark auf durchschnittlich 0,3% jährlich. Nach Angaben des Wirtschaftsministeriums ist das BIP in diesem Jahr durch die Abwertung vom Januar um 18,2% auf u$s 482,13 Mrd. zurückgegangen. Von einem Jahr auf das nächste ist das pro Kopf Einkommen von u$s 14.052 auf u$s 11.361 zurückgefallen.

			***

			Vergangenen Montag begann im Hafen von Buenos Aires die Kreuzfahrtsaison. Dieses Jahr legen, u.a. wegen der erhöhten Hafengebühren, 30% weniger Kreuzfahrtschiffe an. Die Passagierzahl geht gegenüber dem Vorjahr um 33% zurück. Ausserdem, gehen weniger Argentinier auf Kreuzfahrten.

			***

			Die Zeitung „La Nación“ berichtet (27.10.14) über die sieben Hospitäle, deren Bau die Präsidentin Cristina Kirchner am 17. Oktober 2008 angekündigt hat, die 2010 fertig und in Betrieb sein sollten, von denen jedoch keines bisher fertig gestellt wurde. Insgesamt hat der Staat schon mit Mitteln des PAMI-Sozialwerks $ 1,3 Mrd. in diese Objekte investiert, aber der Bau steht einstweilen überall still. Von den Hospitälen befinden sich zwei im Distrikt La Matanza (bei der Bundeshauptstadt) und je eines in den Vororten Esteban Eecheverría, Ituzaingó, Escobar und General Rodriguez, und ein weiteres in Entre Rios. Bestenfalls können vier Hospitäler vor den Wahlen vom Oktober 2015 fertiggestellt werden. Doch wenn der Bau fertig ist, muss noch viel in der Ausrüstung mit Betten und allem was dazugehört investiert werden, wofür keine Mittel im Haushaltsgesetz 2015 vorgesehen sind. Die Verzögerung treibt die Kosten in die Höhe, über der Inflation, weil dadurch fixe Kosten der Bauunternehmen bezahlt werden und keine gute Bauplanung möglich ist. Logischerweise hätte ein Hospital nach dem anderen gebaut werden sollen, so dass jetzt zumindest eines schon verwendet werden könnte. Es handelt sich hier um einen weitere Fall der gigantischen Schlamperei und Geldvergeudung, die die Kirchner-Regierungen kennzeichnet.

			***

			Der Baubeginn der grossen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz, in der gleichnahmigen Provinz, der für Juli 2014 vorgesehen war, wurde auf Anfang 2015 hinausgeschoben, sofern alles gut geht. Die Zuteilung erfolgte an die lokale Electroingeniería mit der chinesischen Ghezouba, die einen Kredit von u$s 4,71 Mrd. beiträgt. Das Werk wurde ursprünglich auf $ 25 Mrd. veranschlagt, die jetzt auf fast $ 40 Mrd. gestiegen sind, wegen Abwertung und Inflation. Der Kredit wird voraussichtlich nicht ausgezahlt, solange das Problem mit den Holdouts nicht gelöst ist. Jetzt ist noch ein Konflikt beim Land aufgekommen, das enteignet werden muss, weil es überschwemmt wird. Es handelt sich um fast 50.000 Ha, die Lázaro Baez zu Schleuderpreisen gekauft hat, als das Projekt der Wasserkaftwerke aufkam. Beim gerichtlichen Megakonflikt, der Baez betrifft, ist es kaum möglich, dass die Provinzverwaltung ihm jetzt die Entschädigung zahlt, mit der ein grosses Geschäft macht, auch wenn die Nationalregierung die Mittel beiträgt. Baez hofft ausserdem, dass sein Unternehmen Austral Construcciones für Teile des Baus des Projektes verpflichtet wird. Electroingeniería wird vom ehemaligen Montonero-Terroristen Gerardo Ferreira kontrolliert, der damals enge Beziehungen zum heutigen Präsidialsekretär Carlos Zannini hatte. Das hat ihm erlaubt, die Zuteilung unzähliger öffentlicher Investitionsprojekte zu erhalten. Es wird angenommen, dass der Bau auch 2015 nicht in Angriff genommen werden kann, so dass dann die nächste Regierung die Gelegenheit hat, die Zuteilung zu anullieren und dabei die grosse Geldvergeudung verhindert, die diese total unwirtschaftlichen Kraftwertke bedeuten.

			***

			Die Banken weisen insgesamt für August 2014 einen Gewinn von $ 11,39 Mrd. aus, 47,5% mehr als im geichen Vorjahresmonat, teilte die ZB mit. Der Gewinn wurde hauptsächlich durch die Kurszunahme bei öffentlichen Wertpapieren erreicht, die die Banken in ihren Porteufille halten. In 8 Monaten 2014 betrug der Gewinn $ 87,98 Mrd, 67.6% mehr als im Vorjahr. Der Gewinn, bezogen auf die Aktiven, betrug dieses Jahr 12,3%, gegen 10,3% 2013 und weniger in den Vorjahren. Die Gewinnzunahme hängt weitgehend mit der Inflation zusammen und würde bei Wertberichtigung stark sinken. 

			***

			Bisher wurden im Rahmen des Kreditprogrammes „Ahora 12“, das Käufe von dauerhaften Konsumgütnern in 12 Monatsraten zu niedrigen Zinsen (8% bis 10%) finanziert, ab 13.9.14 631.000 Verkäufe für insgesamt $ 1,44 Mrd. durchgeführt. Davon entfallen $ 551,6 Mio. asuf Bekleidung, $ 426 Mio. auf Eisschränke, Waschmaschinen, Küchen u.a. Haushaltsgeräte, $ 220,6 Mio. auf Baumaterialien, $ 105,1 Mio. auf Möbel, und $ 85,1 auf Schuhe und Lederwaren. Auch wurden $ 10,8 Mio. für Tourismus eingesetzt. Insgesamt haben sich 43.181 Einzelhandelsgeschäfte dem Programm angeschlossen.

			***

			Im September landeten und starteten bei den 33 Flughäfen 2,2 Mio. Menschen, 3,6% mehr als im Vrojahresmonat. Rio Gallegos und Rio Grande, in Santa Cruz und Feuerland, verzeichneten mit + 10% die grössten Passagierzunahmen. Auf dem Flughafen von Mendoza gingen die Passagierzahlen um 4,2% zurück.

			***

			Die argentinischen Ausfuhren werden auch 2015 merklich zurückgehen, warnt die Kammer der Exporteure (CERA). Dieses Jahr summieren sich die Exporte auf schätzungsweise u$s 74,3 Mrd., 9% weniger als im Vorjahr. Die Zahlen vom INDEC bestätigen diesen Trend. So verzeichnete das Statitiskamt bis September Exporte für u$s 56,11 Mrd; 10% weniger als 2013. Für kommendes Jahr rechnet die CERA mit Gesamtausfuhren für u$s 68 Mrd, 8% weniger als in diesem Jahr, ungefähr den gleichen Betrag wie 2010. Die Regierung legte in ihrem Haushaltsentwurf mit u$s 82,4 Mrd. eine viel höhere Prognose für 2015 zugrunde. 

			***

			Die Steuerbehörde AFIP und das luxemburgische Finanzamt tauschen ab kommendem Jahr Informationen über argentinische Firmen aus, die im Grossherzogtum angesiedelt sind. Stahl und Softwareunternehmen zählen darunter. „Erneut gehen wir auf Jagd ausserhalb des Zoologischen Gartens“, sagte der Leiter der argentinischen Behörde, Ricardo Echegaray. Argentinien hat ähnliche Abkommen mit Steuerparadiesen wie den Caiman Inseln, Jersey, Curacao oder Bahamas unterschrieben. Das Abkommen mit Luxemburg soll ebenfalls behilflich bei der Durchsetzung des Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen sein. 

			***

			Die ZB erhielt bei der Wechselausschreibung vom Dienstang Offerten für $ 13,61 Mrd, von denen $ 11,78 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig Wechsel für $ 9,98 Mrd. amortisiert wurden, konnte die ZB ihren Wechselbestand um $ 1,8 Mrd. erhöhen. Im Laufe des Jahres 2014 hat die ZB insgesamt $ 96,6 Mrd. an Lebac und Nobac aufgenommen, wobei der Gesamtbestand über $ 240 Mrd. liegt. Die Zinsen für Lebac betrugen 26,86% für 90 Tage und 27,69% für 120 Tage, und jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 29,29% für 357 Tage.

			***

			Die Provinzregierung von San Juan hat die Vereinten Nationen verpflichtet, um eine Umweltkontrolle der Bergbauunternehmen der Provinz zu vollziehen. Es handelt sich dabei um Veladero, Guacamayo, Casposo und Pascua Lama. Gouverneur José Luis Gioja will auf diese Weise die ständige Kritik lokaler Umweltaktivisten entkräften.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die chilenische Präsidentin Michelle Bachelet hat die deutsche Wirtschaft aufgefordert, mehr in Chile zu investieren. Chile sei ein vertrauenswürdiges Land mit klaren Regeln, sagte sie nach einem Treffen mit Bundeskanzlerin Angela Merkel in Berlin. Deutsche Unternehmen könnten in öffentliche Bauten, in den Energiesektor und in den Bergbau investieren. Das sei auch eine wichtige Quelle für die deutsch-chilenischen Beziehungen. «Wir möchten von Deutschland lernen», sagte sie weiter. Das gelte vor allem auch für den Bildungsbereich mit dem deutschen Modell der dualen Berufsausbildung. (dpa)

			***

			Die Lufthansa ist im Devisenkonflikt mit Venezuela wieder etwas optimistischer und erhöht die Zahl der wöchentlichen Flüge in das Land. Lufthansa bekommt wie alle anderen Airlines auch die lokale Währung aus dem Ticketverkauf nicht in frei konvertierbare Währung umgetauscht. Die Ausstände seien mittlerweile erheblich, man bemühe sich aber über den internationalen Airline-Dachverband IATA das Problem zu lösen, sagte ein Sprecher der Fluggesellschaft. Die Hoffnung auf eine Lösung wächst offenbar. Denn die Lufthansa fliegt Caracas von Frankfurt aus jetzt vier Mal wöchentlich an. Zuletzt waren es drei Flüge pro Woche. (dowjones.de)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Endesa Costanera

			Dieses Unternehmen, eine Filiale der spanischen Endesa, das das grösste Wärmekraftwerk des Landes in der Hafengegend der Stadt Buenos Aires seit 1991 in Konzession betreibt, hat seine Schulden mit der japanischen Mitsubishi Corp. erfolgreich erneuert. Demnach überweist Endesa in den nächsten Tagen u$s 5 Mio. und erhält im Gegenzug einen Forderungsverzicht von Zinsen über u$s 66 Mio. Ausserdem wurden Schulden über u$s 120 Mio. auf 18 Monaten umgeschuldet. Was bisher nicht erreicht wurde, ist ein neuer Konzessionsvertrag, der den alten ersetzt, der ab 2001 von der Regierung nicht eingehalten wird. Somit muss die Firma unter sehr schwierigen Bedingungen wirtschaften, kann kaum eine ordentliche Instandhaltung vollziehen und hängt bei der Zahlung von Schulden vom guten Willen der Regierung ab. Dennoch ist der Dienst in Ordnung, mit einer sehr hohen Kapazitätsauslastung und wenig Pannen, während er unter der staatlichen Segba vorher katastrophal war, mit einer Kapazitätsauslastung, die Anfang 1989 knapp ein Drittel erreichte. 

			Pampa Energía

			Dieser Energiekonzern, kontrolliert von Marcelo Mindlin, kündigte letzte Woche eine Investition von $ 750 Mio. an, die für die Erweiterung des Wärmekraftwerkes in Loma de la Lata, Provinz Neuquén, um 115 MW bestimmt ist, womit das Werk eine Kapazität von 652 MW erreicht. Die Finanzierung erfolgt durch die Zahlung von Schulden, die der Betreiber des Grossistenmarktes für Strom, CAMMESA, mit Pampa Energía hat, was bedeutet, dass das Schatzamt dafür aufkommt. 

			La Nación

			Der Oberste Gerichtshof hat eine Schutzmassnahme („medida cautelar“) erneut in Kraft gesetzt, die sich auf die Zahlung einer Schuld von $ 280 Mio. bezieht, die das Steueramt vom Verlag, der die Zeitung La Nación herausgibt, fordert. Es handelt sich um einen Konflikt, der über ein Jahrzehnt dauert und sich auf die Zahlung von Unternehmerbeiträgen an die ANSeS bezieht, von denen der Verlag seinerzeit ausgenommen worden war, was später rückgängig gemacht wurde Das ist juristisch fragwürdig. Auch Präsidentin Cristina Kirchner bezog sich unlängst auf diese angebliche Schuld, die der Verlag bestreitet. Der Oberste Gerichtshoft weist das zuständige Gerricht jetzt an, über das Grundproblem zu entscheiden, ohne dass der Verlag vorher zahlen muss, und eventuell, wenn die Zahlung nicht bestätigt wird, den Betrag zurück erhält.

			Banco Hipotecario

			Diese Bank, die vom Staat und von Eduado Elzstain (IRSA) kontrolliert wird, wird am Montag einen Wechsel ausschreiben, der an den Zinssatz der Lebac auf 90 Tage gebunden ist, und gleichzeitig einen zweiten, bei dem der Badlar-Satz bei Depositen auf 18 Monate plus ein Zusatz (der sich bei der Ausschreibung ergibt) gilt. Insgesamt sollen $ 500 Mio. aufgenommen werden. 

			Disvol Investment

			Dieser Holding, kontrolliert von Alejandro McFarlane, bis vor kurzem CEO von Edenor, der vor drei Jahren Edelap übernommen hat, die die Stromverteilung in der Stadt La Plata und Umgebung betreibt, hat jetzt den Stromverteiler Edea, der 17 Ortschaften in der Provinz bedient und ca. 500.000 Kunden hat, von der Firma Camuzzi für u$s 5,6 Mio. übernommen, zum Teil in bar, und zum Teil in Edelap-Aktien.

			Banco Nación

			Die Bank erhielt die Genehmigung um in Beijing, China, eine Vertretung zu eröffnen. Da der Handelsaustausch mit China exponentiell zugenommen hat, will auch die Banco Nación finanziell davon profitieren.

			Honda

			Dieser japanische Autofabrik kündigte die Herstellung ab kommendem Jahr im Werk Campana, 90 Km von der Bundeshauptstadt entfernt, des Modells HR-V an. Vorgesehen sind zunächst 15.000 Einheiten, von denen10.000 nach Brasilien exportiert werden sollen. Das HR-V ersetzt das Modell City, das nicht länger in Argentinien produziert werden soll.
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			Das Ende der K-Epoche: Vertiefung der Krise oder Kehrtwende?

			Die argentinische Wirtschaft befindet sich in einer Krise. Es ist mehr als eine konjunkturbedingte Rezession, es ist ein systembedingter Rückgang der wirtschaftlichen Tätigkeit, ohne Aussicht auf eine unmittelbare Besserung. Das sogenannte „Modell“, also die Wirtschaftspolitik der Kirchner-Regierung, hat sich erschöpft, und das konnte kaum anders sein. Denn im Wesen handelte es sich um eine kurzfristige Politik, bei der stets unmittelbare Konjunkturanreize gesucht wurden, und dabei ein langfristiger Schaden entstand, der jetzt voll auftritt und sich nicht länger hinausschieben lässt. So wurden die Erdöl- und Gasreserven weitgehend aufgebraucht, der Rinderbestand stark verringert, die öffentlichen Dienste vernachlässigt (bei künstlich niedrigen Tarifen, die nicht einmal die Instandhaltungskosten deckten), die Konflikte mit Gläubigern ignoriert, die Weizenproduktion gedrückt und die Staatsausgaben in unverantwortlichem Ausmass erhöht, alles um den internen Konsum künstlich hochzuhalten und eine Konjukturblase zu schaffen, die auf schwachen Füssen stand. 

			Dass dies alles nicht lange vorher explodiert ist, ist einmal den hohen internationalen Preisen der argentinischen Exportcommodities, der starken Zunahme der Produktion von Getreide und Ölsaat, der technologischen Revolution und der Spätfolge der Privatiserungen und der Deregulierung der 90er Jahre zu verdanken. Die globalen Bedingungen für die argentinische Wirtschaft waren ab 2003 so günstig wie noch nie. Doch dies wurde einfach vergeudet, aus reiner Demagogie, statt diese Umstände zu nutzen, um eine Grundlage für ein langfristiges solides Wachstum mit einer effizienten Sozialpolitik zu schaffen. 

			Jetzt ist die Stunde der Wahrheit gekommen. Die miese Stimmung, die in der Vorwoche beim IDEA-Seminar in Mar del Plata zu Ausdruck kam, mit ungewohnt heftiger Kritik an der Regierung, ist eine sichtbare Reaktion auf die Krise. Normalerweise verläuft das jedes Jahr stattfindenden Seminar des Institutes IDEA, das sich mit Fortbildung von leitendem Unternehmenspersonal befasst („Instituto de Desarrollo de Ejecutivos“), sehr ruhig, ohne Aufsehen zu erregen. Was dieses Jahr geschah, ist eine absolute Ausnahme, nicht nur wegen der geäusserten Kritik, sondern auch wegen der Anwesenheit vieler bedeutender Unternehmer, die in vergangenen Jahren nicht dabei waren. Dabei ist das, was an die Öffentlichkeit gesickert ist, nur ein Bruchteil dessen, was die Unternehmer im Gespräch untereinander geäussert haben. 

			Denn immer noch sind die Unternehmer verängstigt, fürchten Vergeltungsmassnahmen der Regierung und hoffen, dass die Regierung sich ihrer Probleme annimmt. Viele Unternehmen sind direkt oder indirekt von Regierugsentscheidungen abhängig. Während auf der einen Seite bestimmte Branchen einen dramatischen Rückgang ihres Umsatzes erleben (wie ausgerechnet die des Präsidenten des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“, Héctor Mendez, mit seiner Fabrik für grosse Kunststoffbehälter in San Luis), ist die Rezession für andere mild, wie z.B. Teigwarenfabrikanten, und für diejenigen, die mit Importprodukten konkurrieren, die jetzt kaum noch eingeführt werden, sogar relativ gut. Für viele Unternehmer ist es entscheidend, dass die Regierung sich ihrer Probleme annimmt, und deshalb wollen sie den guten Kontakt zu bestimmten Beamten nicht verderben. Das kam deutlich bei Isela Costantini, Präsidentin der IDEA-Konvention und Leiterin von General Motors in Argentinien, zum Ausdruck. Doch im Grunde machen sich alle grosse Sorgen. 

			Der Konflikt mit den Holdouts

			Dabei steht jetzt der Konflikt mit den Geierfonds u.a. Holdouts im Vordergrund. Die Unternehmer sind sich voll der Tatsache bewusst, dass ohne eine Lösung eine noch tiefere Krise droht, wobei sie diese Aussicht in Panik versetzt. Allgemein wog beim IDEA-Seminar die Meinung vor, die auch die meisten Ökonomen vertreten, die öffentlich auftreten, dass die Regierung im Januar, wenn die RUFO-Klausel abläuft, Verhandlungen einleiten wird. Ohne dies würde sich die Krise vertiefen, was in einem Wahljahr besonders schwerwiegend wäre.

			Es ist die Rede davon, dass den Gewinnern des Prozesses gegen den argentinischen Staat, der Investmentfonds NML Capital der Elliot Gruppe u.a. der volle Betrag gezahlt wird, aber zum Teil mit mittel- und langfristigen Staatspapieren mit niedrigen Zinsen. Ein Sprecher des Fonds NML hat schon auf diese Möglichkeit hingewiesen. Den verbleibenden Holdouts soll Zahlung mit einem Abschlag von 25% angeboten werden, auch zum Teil in bar und zum grössten Teil in Staatspapieren. Diese Holdouts würden sich dabei Anwalts- und Prozesskosten sparen, wobei eine Sofortlösung für sie auf alle Fälle günstiger wäre als ein ewig andauernder Prozess. 

			Es fehlt dann noch die Regelung der über zwanzig Klagen, die beim Weltbankschiedsgericht ICSID laufen. Nur in zwei Fällen wurde eine Einigung erzielt. Es müsste mit allen verhandelt und ein Kompromiss gesucht werden. Das sollte nicht so schwierig sein. Schliesslich bestehen dann noch kleinere Konflikte, die mit gutem Willen leicht überwunden werden können.

			Als Gegenleistung könnte Argentinien dann sofort einen höheren Kreditbetrag der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank erhalten, auch mit höheren sofort ausgezahlten Beträgen. Auch würden dann weiche Bankkredite für Finanzierung von Kapitalgüterlieferungen wieder in Gang kommen, nachdem der Konflikt mit dem Pariser Klub überwunden wurde. Und schliesslich sollten auch sonst Kredite möglich sein, ebenfalls die Unterbringung von Staatspapieren an der Börse von New York. Die zuständigen Beamten der Regierung reden von einem Finanzloch von ca. u$s 10 Mrd. bis Dezember 2015, das gestopft werden muss, um eine Erschöpfung der Reserven zu vermeiden, deren Folgen man sich leicht vorstellen kann. Sowohl dieser Fehlbetrag, wie auch die Zahlungen, die mit der Überwindung der bestehenden Konflikte verbunden sind, müssten somit mit frischem Geld ausgeglichen werden. Das sollte ohne Schwiergkeiten in dieser flüssigen Welt, mit anormal niedrigen Zinsen, möglich sein. 

			Diese vernünftige Vision der Zukunft stösst jedoch auf die prinzipielle Unvernunft von CFK und der Ideologen, die sie begleiten. Für die Präsidentin hätte all das, was wir oben geschildert haben, hohe politische Kosten. Politologen meinen deshalb, man sollte die Möglichkeit nicht ausschliessen, dass sie den Kurs verhärtet, die Schuld der Krise dann immer aggressiver auf die Geierfonds, die konzentrierten Gruppen, die grossen Medien (angefangen mit dem Clarín-Konzern) und andere obskure Interessengruppen abschiebt, und dabei den Interventionismus und die Abschottung von der Welt vertieft. Ebenfalls frägt man sich, ob CFK überhaupt die Kehrtwende um 180 Grad vollziehen kann; denn einmal ist sie nicht glaubwürdig, dann lässt sich dies ohne echte Überzeugung, die sie gewiss nicht hat, nur schwer vollziehen und schliesslich ist der Erfolg bei einer halbherzigen Einstellung, wie sie bei diesen Leuten eher zu erwarten ist, sehr begrenzt. 

			Die Abschaffung der Devisenbewirtschaftung

			Doch die Lösung der verfahrenen Lage erfordert mehr als die Überwindung des Zahlungsbilanzproblems und des Konfliktes mit ausländischen Gläubigern. Argentinien müsste die Devisenbewirtschaftung aufheben, deren sichtbarste Erscheinung das Verbot des freien Devisenkaufs für Sparzwecke oder für Auslandsreisen oder Zahlung von Schulden oder andere Zwecke ist, im lokale Jargon „cepo“ bekannt. Die Bezeichnung trifft zwar streng genommen nicht zu, weil es sich dabei um ein Folterinstrument handelt, mit dem in der Kolonialzeit und auch danach Gauchos, die Rinder stahlen, und allgemein Verbrecher, auf dem Boden festgehalten wurden, mit zwei grossen Holzbalken, die den Hals und die Arme umfassten.

			Mit der Abschaffung dieses „cepo“ ist auch die Herstellung eines allgemeinen Devisenmarktes, mit einheitlichem Wechselkurs und ohne Beschränkung der Überweisung von Gewinnen, Dividenden und Gebühren verbunden. Ebenfalls müsste dann die Importverwaltung mit Genehmigung für jeden Fall aufgehoben werden. Das wäre jedoch ein grundsätzlicher Wandel der ganzen Wirtschaftspolitik. Doch gerade darum geht es: mit halben Lösungen ist es nicht getan. 

			Argentinien muss sich wieder voll in die Weltwirtschaft eingliedern, was das Land unter den gegenwärtigen Umständen nicht schwer fallen sollte, und ihm, im Gegenteil, grosse Vorteile bescheren sollte, u.a. hohe Investitionen von Auslandskapital, beginnend mit solchen für die Ausbeutung des Schiefererdöl und –gaslagers Vaca Muerta. Prinzipiell setzt die moderne Industrie eine Eingliederung in die Welt voraus, um auf der Grundlage des Importes bestimmter Teile, die einem Endprodukt eingegliedert werden, niedrige Kosten und Konkurrenzfähigkeit zu erreichen, und somit auch eine Beteiligung beim Welthandel von Industrieprodukten zu erhalten. Die Präsenz vieler grosser multinationaler Unternehmen fördert diese Möglichkeit. Dabei geht es oft um kurzfristige Entscheidungen, die nicht durch bürokratische Amtsschritte verzögert werden dürfen, wie es gegenwärtig der Fall ist. 

			Aber es gehört dennoch Mut und Überzeugung dazu, diesen Sprung zu vollziehen. Und hier bestehen bei dieser Regierung grundsätzliche Zweifel. Auch die Opposition hat keine klare Vorstellung über dies. Von den neuen Spitzenkandidaten hat sich nur Sergio Massa offen für die Abschaffung des „cepo“ ausgesprochen. Man frägt sich dabei jedoch, ob er diesen Vorschlag zu Ende gedacht hat.

			Wenn Devisenkäufe frei zugelassen werden, müssten auch Sparmöglichkeiten im Inland geschaffen werden, bei denen der Sparer sein Kapital erhalten kann. Ohne dies würde die Aufhebung des Verbotes des Kaufes von Devisen für Sparzwecke nur die Kapitalflucht erhöhen. An erster Stelle muss das Indexierungsverbot, das seit 1991 besteht, ausser Kraft gesetzt werden. Ebenfalls ist eine Klärung per Gesetz notwendig, die den Widerspruch des neuen Zivil- und Handelsgesetzbuches abschafft, das in einem Artikel bestimmt, dass Devisenschulden in der gleichen Währung gezahlt werden müssen, in der sie aufgenommen wurden, und in einem anderen besagt, dass diese Schulden in Pesos getilgt werden können, was bedeutet, dass die Dollar oder Euros zum offiziellen Kurs umgewandelt werden. 

			Der Dollar muss auch intern als Zweitwährung anerkannt werden, wie in den 90er Jahren, so dass dann auch Dollar intern gespart und über die Banken geliehen werden, womit sie im Land bleiben, wobei dabei im Wesen nur das Kursrisiko vom Gläubiger auf den Schuldner verlangert wird. Gegenwärtig sind zwar Dollardepositen zugelassen, aber die Möglichkeiten der Dollarkredite sind sehr stark begrenzt, so dass die Banken sich nicht bemühen, diese Depositen mittels höherer Zinsen anzuziehen. Es ist wichtig, Bedingungen zu schaffen, bei denen die lokalen Banken bei Depositen in Dollar oder Euros mit den Banken im Ausland vorteilhaft konkurrieren. Es ist erstaunlich, dass dieses Problem in der öffentlichen Diskussion überhaupt nicht auftaucht.

			Damit die Rechnung gesamthaft aufgeht, muss dann noch mit den überhöhten Staatsausgaben zurückgefahren werden, was durchaus möglich ist, wie wir es an dieser Stelle in der Vorwoche ausführlich dargestellt haben. Der untragbar grosse Staat erstickt die Wirtschaft und schafft Störungen aller Art. Ohne eine tiefe Korrektur auf diesem Gebiet kann weder die Inflation eingedämmt noch den Privatunternehmen die Bedingungen gegeben werden, um so zu investieren, zu expandieren und sich zu erneuern, wie es ein dauerhaftes wirtschaftliches Wachstum erfordert, das ausreichende Arbeitsplätze für die Bevölkerung schafft. Ab 2007, als CFK als Präsidentin antrat, ist das BIP jährlich nur um durchschnittlich 1,4% gestiegen, gegen 3% als Durchschnitt in ganze Lateinamerika, mit abnehmender Tendenz und Rückgang im Jahr 2014 und voraussichtlich auch 2015. Und das verträgt die Gesellschaft nicht, besonders weil dies mit zunehmender Arbeitslosigkeit und Kriminalität einher geht.
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			Verdreifachtes August-Defizit

			Der Ausweis des Schatzamtes für August weist eine katastrophale finanzielle Lage aus: das Defizit lag mit $ 18,40 Mrd. um 264% über dem gleichen Vorjahresmonat. In acht Monaten 2014 erreichte das Defizit $ 119 Mrd., drei Mal so viel wie im Vorjahr. Doch in den fehlenden vier Monaten kommt es noch schlimmer: für ganz 2014 rechnen private Ökonomen mit einem Defizit von $ 275 Mrd., fast drei Mal so viel wie im Vorjahr. Das wären dann um 7% des BIP, was offensichtlich gefährlich viel ist. Das Problem, das sich dabei stellt, besteht besonders darin, dass der Staat ausserdem für die Amortisation von Schulden aufkommen muss, ohne dabei einen Ausgleich in Form neuer Kredite oder Zufluss von Kapital zu erhalten. 

			Der offizielle Ausweis geht für August von einem echten Defizit von $ 1,88 Mrd. aus, und für 8 Monate von $ 40,34 Mrd. Doch hinzu kommen die Zuschüsse der ZB und der ANSeS, die als echte Einnahmen gebucht werden, jedoch in Wirklichkeit eine Form der Finanzierung des Defizites darstellen. Denn bei der ZB handelt es sich um Abzug des Gewinnes, der im Wesen ein Buchgewinn ist, der sich aus der Zunahme des Pesowertes der Reserven infolge Abwertung ergibt; und bei der ANSeS handelt es sich um den Gewinn des Sonderfonds, der jedoch nicht für das Schatzamt bestimmt ist, sondern für die Rentner. 

			Das Kernproblem besteht gegenwärtig darin, dass die Ausgaben im August 2014 um 48,9% über dem gleichen Vorjahresmonat lagen, während die gesamten laufenden Einnahmen (hauptsächlich Steuern, Sozialabgaben und Zölle) interanuell nur um 28,3% stiegen. Die Staatseinnahmen stiegen in letzter Zeit unter der Inflation, was vornehmlich auf die Rezession zurückzuführen ist, aber auch auf die Einbehaltung der Sojabohne durch die Landwirte, was zu niedrigeren Einnahmen aus Exportzöllen führt. 

			Das Institut IARAF, das sich mit Studien über die Staatsfinanzen befasst, weist darauf hin, dass im August die Subventionen, die sich zum grössten Teil auf Tarife öffentlicher Dienste beziehen, um 60,7% über dem Vorjahr lagen, obwohl sie in einigen Fällen schon abgeschafft oder verringert wurden. Doch für Deckung des Defizites der Staatsunternehmen (was das Betriebsdefizit und die Zuschüsse für Investitionen umfasst) wurde im August 2014 224% mehr als im Vorjahr ausgegeben. 

			Die monetäre Expansion, die durch die Zuwendungen der ZB an das Schatzamt entsteht, wurde bisher in diesem Jahr zum grössten Teil durch Unterbringung von ZB-Wechseln bei Banken (Lebac und Nobac) ausgeglichen. Doch jetzt fällt es schwer, den Bestand dieser Wertpapiere weiter zu erhöhen, weil die Banken zum Jahresende mehr Kredite vergeben müssen, im Zusammenhang mit dem Saisonwechsel und dem Weihnachts- und Neujahresgeschäft. Wenn dies nicht möglich ist, weil der Staat die Mittel abschöpft, dann entstehen finanzielle Schwierigkeitgen, die die Rezession weiter vertiefen. Wenn jedoch die Erhöhung der Geldmenge nicht in Grenzen gehalten wird, erhält die Inflation einen weiteren Schub, den man gewiss nicht nötig hat. Eine schwierige Lage, die im Wesen auf die überhöhten Staatsausgaben zurückzuführen ist.

			

			

		

	